Zu Beginn der Sitzung teilt der Burgermeister mit, dass folgende Antréage auf Erweiterung der
Tagesordnung vorliegen:

e Bezirksaktion ,Hochwasserhilfe — Gemeinden helfen“, Gemeindebeitrag (ZI. 170-3)

o Kunsteisbahn Zwettl, Auftragsvergaben zur Wiedererrichtung (ZI. 264-1)

e A.0. Krankenhaus Zwettl, Zu- und Umbau, Baukosten der 1. Phase, Leistung des
Trageranteiles (ZI. 551-4)

e Ausbau u. Korrektion der Landesstral3e 71 in Jagenbach, Ankauf bzw. AblGse eines Teiles

der Liegenschaft Jagenbach 23 von Relinde Wally (ZI. 611)

Vermietung der Mansardenwohnung Nr. 5 im Feuerwehrwohnhaus Kremserstrafle 9 (ZI. 853)

Vermietung der Wohnung Nr. 2 im Feuerwehrwohnhaus Kremserstraf3e 9 (ZI. 853)

Graf Florian, Zwettl, Kremserstral3e 9, teilweise Nachsicht der Kiindigungsfrist (ZI. 8530)

Biomasse Heizungsférderung, Anderung wegen Hochwasser (DA BFZ)

Resolution fur ein Zuriickstellen des Projektes ,Schaffung einer leistungsfahigen

StralB3enverbindung aus dem Raum Zwettl in den Raum Budweis (Waldviertel-Korridor)* (DA

BF2)

Die Aufnahme der Dringlichkeitsantrage in die Tagesordnung wird einstimmig beschlossen.
Der Birgermeister gibt bekannt, dass die Dringlichkeitsantrage am Schluss der Tagesordnung der
offentlichen Sitzung behandelt werden.

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Gemeinderatssitzung

Das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 5. September 2002 wird fristgemalf erstellt und den
zur Unterfertigung namhaft gemachten Mitgliedern des Gemeinderates zugestellt. Einwendungen
sind nicht eingelangt. Das Protokoll gilt somit als genehmigt.

2. Bericht des Prifungsausschusses (ZI. 006-2)

Der Bericht des Priifungsausschusses tber die am 27. Juni 2002 im Stadtamt Zwettl durchgefiihrte
Kassen- und Gebarungskontrolle wird gemaR § 82 der NO Gemeindeordnung 1973 samt der
Stellungnahme des Birgermeisters dem Gemeinderat zur Kenntnisnahme vorgelegt.
Eine Kopie erging an die Gemeinderatsklubs.
Der Stadtrat beantragt die Kenntnisnahme.
Der Prifungsausschussbericht samt Stellungnahme des Blrgermeisters werden

einstimmig zur Kenntnis genommen.

3. KG Rudmanns, Anderung des 6rtlichen Raumordnungsprogrammes (180. Anderung)

(Z1. 031-2)

Die 180. Anderung des ortlichen Raumordnungsprogrammes in der Katastralgemeinde Rudmanns
lag in der Zeit vom 6. Juni bis 18. Juli 2002 zur 6&ffentlichen Einsichtnahme auf. Stellungnahmen
hiezu sind nicht eingelangt.
Vom Amt der NO Landesregierung, Abt. Bau- und Raumordnungsrecht (RU1), wurde, mit Gutachten
ZI.: RU2-0-745/313 vom 31. Juli 2002, fiir die gegenstandliche Umwidmung die Ubereinstimmung
mit den verbindlichen Richtlinien des NO ROG festgestellt.
Das von der vorliegenden Anderung betroffene Areal befindet sich im nordéstlichen Ortsgebiet von
Rudmanns und umfasst den letzten - noch unaufgeschlossenen und unbebauten Abschnitt des KG-
Ubergreifenden Einfamilienhausgebietes ,Stift Zwettl/Waldrandsiedlung - Rudmanns*. Die Flachen
liegen inmitten des gréRtenteils verbauten Siedlungsgebietes und werden derzeit landwirtschatftlich
genutzt.
Im Flachenwidmungsplan ist ein Teil des Gebietes schon vor vielen Jahren als Bauland-
Wohngebiet-AufschlieBungszone ausgewiesen worden. Auch eine Aufschlielungsstralie ist bereits
-1-




im Flachenwidmungsplan ausgewiesen. Trotz grof3er Nachfrage nach Bauplatzen in Rudmanns
konnte dieses Gebiet hauptsachlich wegen seiner problematischen Grundstiicksanordnungen, als
auch wegen mangelnder Verflugbarkeitsverhaltnisse keiner Grundteilung und Bebauung zugefihrt
werden. Nach intensiven Verhandlungen mit den Grundeigentiimern wurde nunmehr ein
abgestimmtes Parzellierungskonzept erstellt und ist es letztlich gelungen, auch dieses Baugebiet
einer AufschlieBung und Bebauung zuzufihren.

Im Rahmen der gegenstéandlichen Anderung sollen daher die geplanten AufschlieBungsstralen
gewidmet und gleichzeitig die AufschlieBungszone umgewidmet werden. Zu diesem Zweck wird die
ausgewiesene Verkehrsflache in ihrem Verlauf adaptiert und zusatzlich eine neue
VerbindungsstralRe geschaffen. Durch die gegenstandliche Anderung kann eine seit Jahren
brachliegende Baulandreserve genutzt und das Siedlungsgebiet Rudmanns-Ost baulich
geschlossen werden.

Es sollen somit Teilflachen der Grundstiicke Nr. 1332/1, 1331/1, KG Rudmanns, von Bauland
Wohngebiet-AufschlieBungszone in Verkehrsflache, Teilflachen der Grundstiicke Nr. 1366/1 und
3777/1, KG Rudmanns, von Bauland Wohngebiet bzw. Bauland Wohngebiet-AufschlielBungszone in
Verkehrsflache und die Grundstiicke Nr. 1365, 1369, 1373 und 1339 KG Rudmanns, von Bauland
Wohngebiet-AufschlieBungszone in Bauland-Wohngebiet umgewidmet werden.

Der Stadtrat beantragt, die 180. Anderung des 6rtlichen Raumordnungsprogrammes gemaf dem
Planentwurf vom 16.05.2002 zu genehmigen, und nachstehende

Verordnung
zu beschliel3en:

§ 1 Aufgrund des § 22 Abs. 1 NO Raumordnungsgesetz 1976, LGBI. 8000-13, wird das ortliche
Raumordnungsprogramm dahingehend geandert, dass fur die auf der hierzu gehdrigen
Plandarstellung rot umrandeten Grundflachen in der Katastralgemeinde Rudmanns, die auf
der Plandarstellung durch rote Signatur dargestellte Widmungs- bzw. Nutzungsart festgelegt
wird.

§ 2 Die Plandarstellung, welche mit dem Hinweis auf diese Verordnung versehen ist, liegt im
Stadtamt wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf.

§ 3 Die NO Landesregierung hat diese Verordnung gemaf § 21 Abs. 6 und 9 NO
Raumordnungsgesetzes 1976, LGBI. 8000-13, mit Bescheid ZI.:
............................................... VOM oooiiiiiiiiiieeeee e, g€NENMIQL,

§ 4 Diese Verordnung tritt gemaR § 59 Abs. 1 der NO Gemeindeordnung 1973, LGBI. 1000
iddzt.g.F,am ..o in Kraft.

Einstimmig genehmigt.

4. KG Zwettl-Stadt, teilweise Freigabe der Baulandbetriebsqgebiet-Aufschlielungszone

(Z1.031-2)

Die zur Freigabe vorgesehenen Grundstlicke wurden von der Brauerei Zwettl als potentielle
Erweiterungsflachen erworben und vor einiger Zeit im Rahmen der 146a. Anderung als Bauland-
Betriebsgebiet-AufschlieBungszone-emissionsarmer Betrieb umgewidmet.

Die Ausweisung als AufschlieBungszone begriindet sich darin, dass eine Verkehrserschlie3ung
zum damaligen Zeitpunkt an die Erfiillung verkehrstechnischer und -organisatorischer
Bedingungen geknipft wurden, die wiederum auf ein im Zuge des Umwidmungsverfahrens
erstelltes Verkehrsgutachten zuriickgingen.

Zwischenzeitlich wurde seitens der Brauerei Zwettl ein diesbezigliches Verkehrsprojekt in Auftrag
gegeben, das samtliche verkehrssicherheitstechnischen Auflagen (Sichtweiten, Abbiegerelationen
etc.) beinhalten sollte. Eine Durchsicht der Projektsunterlagen (ZT-Buro DI Retter: Einreichprojekt
AufschlieBung Betriebsgebiet Brauerei Zwettl vom Juli/August 2002 GzI.02113) zeigt, dass auf das
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0.a. Verkehrstechnische Gutachten vom 7.10.1998 Bezug genommen wurde und die Bedingungen
augenscheinlich erflllt werden.

Folgende Freigabebedingungen der malRgeblichen Verordnung des Gemeinderates (ZI. 031-
2/1999) sind somit als erflillt zu betrachten:

83 (2)

.Die als Bauland-Betriebsgebiet-AufschlielBungszone-Emissionsarmer Betrieb gewidmete Flache,
Parzellen Nr. 1601, 1602, 1603, 1604/1, 1604/2, 1605/2 und 1606, alle KG Zwettl-Stadt, wird dann
zur Bebauung freigegeben, wenn eine VerkehrserschlieBung nach den technischen und
verkehrsorganisatorischen Erfordernissen sichergestellt werden kann oder die fur eine
verkehrsmafiige Anbindung des Bauland-Betriebsgebietes an die B36 im Gutachten des
Amtssachverstandigen der NO-Landesregierung vom 7. Oktober 1998, BD2-VG-2530/141,
festgelegten Auflagen erfillbar sind.”

Der Stadtrat beantragt, die Freigabe zu genehmigen und nachstehende Verordnung zu
beschlieen:
VERORDNUNG

§ 1 GemaR § 75 Abs. 2 der NO Bauordnung 1996, LGBI. 8200-0 i.d.dzt.g.F., werden in der KG
Zwettl-Stadt die im Bereich der Bauland-Betriebsgebiet-Aufschlieungszone-Emissionsarmer
Betrieb befindlichen Grundstiicke Nr. 1601, 1602, 1603, 1604/1, 1604/2, 1605/2 und 1606
zur Bebauung freigegeben.

8§ 2 Folgende zur teilweisen Freigabe der AufschlielBungszone erforderlichen Bedingungen sind
unter der Beriicksichtigung der 0.a. Sachverhaltsdarstellung als erfullt zu betrachten:

e Eine den technischen und verkehrsorganisatorischen Erfordernissen entsprechende
VerkehrserschlieBung der AufschlieRungszone ist bei Umsetzung des vorliegenden
Projektes sichergestellt und entsprechen die enthaltenen MafRnahmen augenscheinlich den
im Gutachten des Amtssachverstandigen der NO-Landesregierung vom 7. Oktober 1998,
BD2-VG-2530/141, festgelegten Auflagen.”

8§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwdchigen
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.

Einstimmig genehmigt.

5. KG Zwettl-Stadt, teilweise Freigabe der Baulandwohngebiet-AufschlieBungszone

(Z1.031-2)

Das zur Freigabe vorgesehene Grundstick Nr. 1165, KG Zwettl-Stadt, ist Bestandteil einer
zusammenhangenden Flache, die seit der Ersterstellung des Flachenwidmungsplanes im Jahre
1980 als Bauland-Wohngebiet-AufschlieBungszone gewidmet ist.

Die Ausweisung als AufschlieBungszone begriindet sich aus einer problematischen (bzw. derzeit
fehlenden) 6ffentlichen VerkehrserschlieRung. Bei diesen Grundflachen handelt es sich um die
Gartenflachen der angrenzenden Wohnobjekte in der Hauensteinerstraf3e. Obwohl zu diesem
Bereich schon mehrere Konzepte zur ErschlielBung und Bebauung entwickelt wurden, wird eine
generelle Siedlungserweiterung in diesem Bereich seitens der Grundeigentiimer erst sehr
langfristig angestrebt.

Eine Ausnahme bildet ein akuter Bauwunsch auf dem Grundsttick Nr. 1165 der sich aus
familieneigenem Wohnbedarf gekoppelt mit mangelnden baulichen Erweiterungsmdoglichkeiten des
Baubestandes in der Hauensteinerstral3e entwickelt hat.

Die infrastrukturelle ErschlieBung des angestrebten Bauplatzes kann tGber den Eigengrund zur
Hauensteinerstral3e sichergestellt werden. Eine Zufahrtsmdglichkeit besteht von Siidosten Uber
das Grundstiick Nr. 1622, das sich im gleichen Grundbesitz befindet und einen Anschluss an die
offentliche Verkehrsflache Grdst. Nr. 2365 (Gemeindestral3e) besitzt.

-3-



Der Stadtrat beantragt, die Freigabe zu genehmigen und nachstehende Verordnung zu
beschliel3en:
VERORDNUNG

§ 1 GemaR § 75 Abs. 2 der NO Bauordnung 1996, LGBI. 8200-0 i.d.dzt.g.F., wird in der KG
Zwettl-Stadt die im Bereich der Bauland-Wohngebiet-AufschlieRungszone befindliche
Teilflaiche des Grundstiickes Nr. 1165 zur Bebauung freigegeben.

§ 2 Folgende zur teilweisen Freigabe der AufschlieBungszone erforderlichen Bedingungen sind
unter der Beriicksichtigung der 0.a. Sachverhaltsdarstellung als erfillt zu betrachten:

a) eine VerkehrserschlieRung nach den technischen und verkehrsorganisatorischen
Erfordernissen kann sichergestellt werden;

b) die Einhaltung der maximalen Larmgrenzwerte gemaR Verordnung tber die Bestimmungen
des aquivalenten Dauerschallpegels bei Baulandwidmungen ist durch die Distanz zur
OttenschlagerstralRe sichergestellt;

c) im Rahmen der zugehorigen Bebauungsplan-Anderung werden die in der Beilage
ersichtlichen detaillierten Bebauungsbestimmungen tibernommen.

8 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwdchigen
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.

Einstimmig genehmigt.

6. FF Friedersbach, Ankauf eines gebrauchten Kranfahrzeuges, Subvention (ZI. 163-5)

Die Freiwillige Feuerwehr Friedersbach ersucht um finanzielle Unterstiitzung durch die Gemeinde fir den
Ankauf eines gebrauchten Kranfahrzeuges samt Ausrtistung von der FF Edlitz zum Preis von € 13.080,--.
Die Notwendigkeit dieser Anschaffung ist aufgrund der Nahe zur B 38, deren Ausbau und
entsprechender Einsatze erforderlich geworden.
Der Stadtrat beantragt, der FF Friedersbach eine Subvention in Héhe von einem Drittel der
Anschaffungskosten zum Ankauf eines Kranfahrzeuges zu gewahren.
In einer Wortmeldung des GR Stanik stellt dieser eine Verbindung zwischen der zu
beschlieRenden Subvention und den vom Land Niederdsterreich aufgestellten Tafeln ,Zu lhrer
Sicherheit* her und GR Gorksi ergénzt, dass die Subvention der Landeshauptmann Gibernehmen
solle. Der Birgermeister halt dem entgegen, dass kein Zusammenhang zwischen der
Subventionsgewahrung und den aufgestellten Hinweistafeln bestehe, trotz des Bemihens um
Schaffung sicherer Verkehrsverbindungen Unfélle passieren und Hilfeleistungen fur Verletzte
erforderlich seien und bezeichnet die Wortmeldungen als ,Polemik*.
Der Antrag des Stadtrates wird sodann

einstimmig genehmigt.

7. FE Gradnitz, Fassadenrenovierung des FF-Hauses, Subvention (ZI. 163-5)

Die FF Gradnitz hat in den letzten beiden Jahren das Feuerwehrhaus renoviert. Es steht nun die
Fassadenerneuerung bevor.
Die FF Gradnitz ersucht nun die Gemeinde um finanzielle Unterstitzung zur Verwirklichung dieses
Vorhabens.
Der Stadtrat beantragt, der FF Gradnitz zur Fassadenrenovierung eine Subvention in Héhe von €
1.500,-- zu gewéhren.

Einstimmig genehmigt.



8. Forderung des NO Zivilschutzverbandes fiir 2002 (ZI. 180-1)

Mit Schreiben vom 18. Februar 2002 ersucht der NO Zivilschutzverband wiederum um
Unterstltzung mittels eines Foérderungsbeitrages in der Hohe von € 0,15 = ATS 2,06 pro Einwohner
(Volkszéhlung 1991 11427).

Da seit dem Jahre 1993 der Foérderungsbeitrag von ATS 1,50 = € 0,11 pro Einwohner nicht erhéht
wurde, wird vorgeschlagen den Betrag auf € 0,15 zu erhéhen.

Der Stadtrat beantragt, dem NO Zivilschutzverband eine Férderung in der Hohe von € 0,13 = ATS
1,79 pro Einwohner (Volkszahlung 1991 11427) somit € 1.485,51 = ATS 20.441,06 zu gewéhren.
GR Gerhard Stanik fragt an, ob gedacht ist, aufgrund der Hochwasserkatastrophe die
Subventionen zu kirzen und schlagt vor, zu beschlielende Subventionen vorerst zurtickzustellen,
bis die finanziellen Auswirkungen der Katastrophenschaden klar sind.

Der Birgermeister erklart, dass derzeit nicht daran gedacht ist, Subventionen zu kiirzen und
keinesfalls bei den Feuerwehren und helfenden Vereinen und Organisationen begonnen wird.

StR. Wilfried Brocks verweist auf die Aufgaben des Zivilschutzverbandes, insbesondere auf die
Aufklarungsarbeit in den Schulen.

Der Antrag des Stadtrates wird sodann einstimmig genehmigt.

9. Volksschule Zwettl — Turnsaalheizung; Auftragsvergaben (ZI. 2110-1)

Die Heizung im Turnsaal funktioniert nicht optimal. Normalerweise wére eine automatische
Temperaturabsenkung zwischen 14’00 und 6’00 Uhr vorgesehen, wobei beim Erreichen von 18
Grad Raumtemperatur erwarmte Frischluft eingeblasen werden soll.

Zur Zeit wird ganztagig auf der hochsten Stufe ausschlief3lich mit Umluft geheizt. Bei AulR3en-
temperaturen von ca. 0 Grad dauert die Aufheizung des Saales auf 18 Grad ca. 4 Stunden und bei
Minusgraden dementsprechend langer, welches enorme Energiekosten verursacht. Des 6fteren
wurde bereits von Vereinen - die den Turnsaal am Abend gemietet haben — beméngelt, dass es
nur 15 bis 16 Grad im Saal hat.

Nach Begutachtung der Anlage durch das Ingenieurbiro Hof & Partner wurde festgestellt, dass nur
ca. 50% der Warme im Saal ankommt, der Rest entweicht in die Kellerraume und in die
Betonkonstruktionen. Vorgabe war es bei der Planung jedoch, die bestehenden Betonkanéle, die
friher zur Entliftung des Saales dienten, aus Kostengriinden fiir die Beheizung wieder zu
verwenden. Die Anlage selbst ist mit 40 KW ausreichend dimensioniert. Die Gr63e der
Ausblasoffnungen sowie die Lufteinstromungsstarke in der Halle sind ebenfalls in Ordnung.

Eine Dammung der bestehenden Betonkanale ist aus technischen und wirtschaftlichen Griinden
fast ausgeschlossen, sodass laut Ingenieurbiro Hof & Partner die Anschaffung eines Heizlifters —
der die Halle in ca. 15 Minuten auf die gewlinschte Raumtemperatur aufheizt — am giinstigsten
erscheint. Die bestehende Anlage kann somit fiir den erforderlichen Luftwechsel in der Halle
sorgen.

Fir das o.a. Vorhaben wurden vom Bauamt folgende Angebote eingeholt:

Fa. Strabag (2 Kernbohrungen + Verputzarbeiten) € 400,80 inkl. Ust.
Fa. Ledermdiller (Rohrverkleidung in der Garderobe) € 246,00 inkl. Ust.
Fa. Lagerhaus Zwettl (E-Anschluss + Thermostat) € 596,27 inkl. Ust.
Fa. Lux (HeizlUfter + Verrohrung) € 4.644,88 inkl. Ust.
Malerarbeiten geschétzt (Ausbesserungen) € 400,00 inkl. Ust.
Herstellungskosten € 6.287,95 inkl. Ust.

Der Stadtrat beantragt, die Arbeiten gemal} der o.a. Kostenzusammenstellung zu beauftragen.

GR Erich B6hm und GR Gerhard Stanik kritisieren, dass der planende Architekt die Situation
einschétzen und erkennen hatte missen, dass die Heizung im Turnsaal der Volksschule Zwettl
nicht ausreicht und daher zur Verantwortung gezogen und fir den Schaden haftbar gemacht
werden musste.
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Vbam. Friedrich Sillipp verweist auf die Planungsvorgabe, die bestehenden Betonkanéle fur die
Heizung weiter zu verwenden und erklart nochmals die Situation hinsichtlich der
heizungstechnischen MalRnahmen (Strémungsrichtung der Liftung wurde umgedreht) und die
Notwendigkeit fir das rasche Aufheizen Malinahmen setzen zu mussen.

Auch StR. Mag. Werner Reilinger versucht die Situation zu erklaren und verweist darauf, dass
nicht die Heizungsanlage sondern nur die Warmezufuhr geandert wurde.

Nach einer kurzen Debatte Uber die Verantwortlichkeiten und das Ausmal} der entstehenden
Warmeverluste, an der sich die Gemeinderate Gerhard Stanik, Bruno Gorski, Erwin Reiter und
Josef Schiller beteiligen, beantragt Burgermeister OkR. Franz Pruckner, die Entscheidung tber
diesen Punkt zurlickzustellen.

Es soll versucht werden, in den Baubesprechungsprotokollen zu eruieren, ob seitens der Planer
darauf hingewiesen wurde, dass mit der vorhandenen Heizung ein Warmeverlust durch die
bestehenden Betonkandle gegeben ist.

Der Antrag des Burgermeisters auf Zurtickstellung der Entscheidung wird einstimmig genehmigt.

10. VS+ASO Zwettl — Servicevertrag fir die Aufzugsanlage; Auftragsvergabe (ZI. 2110-1)

In der Gemeinderatssitzung am 28.03.2000, Top 13 wurde der Grundwartungsvertrag fir die
Aufzugsanlage mit der Fa. Otis beschlossen. Da die Laufzeit dieses Vertrages am 31.07.2002
endet, eine periodische Wartung jedoch Vorschrift ist, soll ein neuer Servicevertrag abgeschlossen
werden.

Das Angebot der Fa. Otis vom 07.06.2002 enthalt eine 3-malige Wartung pro Jahr mit einer
Laufzeit von 10 Jahren. Die Bezahlung erfolgt einmal jahrlich im Vorhinein.

Die Angebotssumme betragt € 684,00 inkl. USt pro Jahr

Der Stadtrat beantragt, die Fa. Otis geméal dem o.a. Angebot zu beauftragen.
Einstimmig genehmigt.

11. Generalsanierung der Sporthalle Zwettl: Anderung des Leistungsumfanges und der
Finanzierungsbeitrage (ZI. 263-1)

Mit Gemeinderatsbeschluss vom 13. August 2001 wurde die Generalsanierung der Sporthalle
Zwettl samt Nachtragsvertrag zum Mietvertrag und die darin geregelten Finanzierungsanteile
beschlossen. Demnach leistet der Bund (Bundesministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur)
zu den veranschlagten Nettokosten in Hohe von € 533.200,58 einen Beitrag von maximal €
399.700,59, der Gemeindeanteil wurde mit € 133.499,99 ermittelt.
Zwischenzeitlich ergaben sich vor allem im Bereich der Elektroinstallationen wesentliche
Kostenreduktionen, sodass diese Mittel fir zusatzliche Sanierungsmalinahmen im Bereich der
Sanitdranlagen in den Garderoben und fur eine neue Heizungsregelung verwendet werden
konnten. Dadurch haben sich die veranschlagten Nettokosten um € 4.360,42 auf € 537.561 und
damit der Bundesanteil auf € 403.334,-- und der Gemeindeanteil um € 727,01 auf 134.227,--
erhoht.
Das Bundesministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur hat diesen Anderungen mit
Schreiben vom 8. Juli 2002 bereits zugestimmit.
Der Stadtrat beantragt, der gednderten Mittelverwendung fir die Sanierung der Sanitdranlagen in
den Garderoben, die neue Heizungsregelung und der Anderung der Finanzierungsvereinbarung
mit dem Bund zuzustimmen.

Einstimmig genehmigt.



12. Stadtblcherei Zwettl — Verlequng in die Hauptschule Zwettl; Auftragsvergabe
Moblierung (ZI. 273-1)

Fur die Verlegung der Stadtblcherei in die Hauptschule Zwettl, Schulgasse 24, ist die Anschaffung
einer neuen, zeitgemalfen Moblierung erforderlich. Fur die ca. 10.000 Medieneinheiten sollen
Regale, Prasentationsflachen, Tische, Stiihle, etc. angeschafft werden. Aus diesem Anlass wurden
vom Bauamt Angebote eingeholt, deren Uberpriifung folgendes Ergebnis brachte:

Moblierung (exkl. USt.):
Fa. ekz Bibliotheksservice GmbH, 5016 Salzburg € 45.624,64100,00 % (Bestbieter)
Fa. Kral KG, 8103 Rein bei Graz € 46.783,31102,54 %

Der Stadtrat beantragt, die Moblierung an die Firma ekz Bibliotheksservice GmbH zu vergeben.
Einstimmig genehmigt.

13. Dorfgemeinschaft Mayerhdfen; Subvention fir Kithl- und Waaghaus (Z1. 364-1)

Die Dorfgemeinschaft Mayerhéfen beabsichtigt, das Kiihlhaus in ein Gemeinschaftshaus und das
Waaghaus in einen Abstellraum umzufunktionieren.
Uber die Materialkosten liegen Anbote von verschiedenen Firmen vor. Die Gesamtsumme der
preisgunstigsten Anbote betragt € 8 833,98 inkl. USt.
Die Dorfgemeinschaft Mayerhéfen ersucht um Ubernahme der tatsachlich anfallenden und
nachzuweisenden Materialkosten bis zum Betrag von € 8 720,-- inkl. USt. Die Arbeitsleistungen
werden von der Dorfgemeinschaft Mayerhéfen erbracht.
Fur die Gebaudeerhaltung und die laufenden Betriebskosten ist ebenso die Dorfgemeinschaft
zustandig.
Der Stadtrat beantragt die Genehmigung.

Einstimmig genehmigt.

14. Dachsanierung an der Kapelle Rudmanns (Zl. 390)

In der Kapelle Rudmanns war die Sanierung des Daches umgehend erforderlich, da das Wasser
bereits in das Innere der Kapelle eindrang.
Die Leistung des mit Sanierung verbundenen Gemeindebeitrages war Gegenstand der
Gemeinderatstagesordnung vom 4. Marz 2002, wurde jedoch zur Fihrung von Gespréchen
hinsichtlich der Erbringung von Eigenleistungen durch die Ortsbevilkerung abgesetzt. In der Folge
fanden diese Gesprache auch statt und es wurden aufgrund der Dringlichkeit auch die
erforderlichen Dachdecker- und Spenglerarbeiten durchgeftihrt. Die Ortsbevélkerung hat das
Abtragen der alten Ziegeldeckung samt Entsorgung in Eigenregie durchgefihrt. Die Kosten fir die
Neueinlattung der Kapelle, Entsorgungskosten fir den Schutt sowie die Traktorstunden wurden
ebenfalls von den Bewohner Glbernommen und eine Vielzahl an unentgeltlichen Arbeitsstunden bei
der Sanierung geleistet.
Die Rechnungen der durchgefiihrten Dachdecker- und Spenglerarbeiten belaufen sich auf €
14.511,99 und sollen nach der Beschlussfassung durch den Gemeinderat als Gemeindebeitrag
Ubernommen werden.
Der Stadtrat beantragt, den Betrag von € 14.511,99 als Gemeindebeitrag zur Dachsanierung zu
Ubernehmen.

Einstimmig genehmigt.



15. NO Volkshilfe, Gemeindebeitrag fiir das 1. Halbjahr 2002 (ZI. 424-3)

Die NO Volkshilfe ersucht mit Schreiben vom 23. Juli 2002 um Gewéhrung eines
Gemeindebeitrages von € 1,09 je Einsatzstunde fur die in der Gemeinde Zwettl geleisteten
Einsatzstunden fir die sozialen und sozialmedizinischen Betreuungsdienste im 1. Halbjahr 2002,
das ist bei insgesamt 806,25 Einsatzstunden ein Betrag von € 878,81.
Der Stadtrat beantragt die Genehmigung.

Einstimmig genehmigt.

16. Forderung der Regenwassernutzung durch die Gemeinde (ZIl. 529-7)

In den letzten Jahren widmete sich die Gemeinde im Umweltbereich schwerpunktmalig
verschiedenen praxisnahen Themen und versuchte, durch Information, Férderungen und andere
MalRnahmen bei der Bevilkerung Umweltbewusstsein zu schaffen. Dies geschah aus der
Uberzeugung heraus, dass angewendeter Natur- und Umweltschutz im Bewusstsein der
Gemeindebewohner verankert sein muss und nicht nur durch Gesetze und Vorschriften erreicht
werden kann.

Seit 1991 kamen anndhernd 500 Férderungswerber in den Genuss von projektbezogenen
Fordermitteln aus dem Titel der Solar-, Warmepumpen-, Biomasse- und Warmedammférderung.
Um einen Anreiz zur vermehrten Regenwassernutzung zur Gartenbewasserung, Toilettenspilung
oder zum Betrieb der Waschmaschine zu geben und damit den Trinkwasserverbrauch zu
reduzieren, soll nun auch die Neuerrichtung von Regenwasserauffangbehaltern und die
Umwandlung von vorhandenen Senkgruben im Zuge des Kanalbaues in
Regenwasserauffangbehalter finanziell unterstitzt werden.

Der Richtlinienentwurf sieht Uber schriftliches Ansuchen bei Einhaltung der baubehérdlichen
Bestimmungen die Gewahrung von einmaligen, nicht riickzahlbaren Zuschiissen zu den
Anschaffungskosten (ohne Arbeitskosten) eines Regenwasserauffangbehalters oder den
Ausgaben (ohne Arbeitskosten) fir die Umwandlung von vorhandenen Senkgruben im Zuge des
Kanalbaues in Regenwasserauffangbehélter samt Zuleitung und Entnahmevorrichtung im Ausmalf}
von 10 % bis zu einer Hohe von € 365,-- vor. Die Forderungsaktion ist fur nach der
Beschlussfassung durchgefiihrte Ma3nahmen vorgesehen und mit 31.12.2005 befristet.

Der Stadtrat beantragt, die folgenden Richtlinien fiir die Gewahrung von Zuschiissen zur
Forderung der Regenwassernutzung zu genehmigen.

RICHTLINIEN

zur Forderung der Regenwassernutzung
in der Stadtgemeinde Zwettl-NO

Zufolge des Beschlusses des Gemeinderates der Stadtgemeinde Zwettl-NO vom 16. September
2002 gewahrt die Stadtgemeinde Zwettl-NO unter nachstehenden Voraussetzungen einmalige,
nicht riickzahlbare Zuschiisse zu den Herstellungskosten von Regenwassersammel- und —
verteilanlagen um einen Anreiz zur vermehrten Regenwassernutzung zu geben und damit den
Trinkwasserverbrauch zu reduzieren.
1.
Gegenstand der Férderung:

Gefordert wird

a) die Neuerrichtung von Regenwasserauffangbehaltern,

b) die Umwandlung von vorhandenen Senkgruben im Zuge des Kanalbaues in
Regenwasserauffangbehalter,

die der teilweisen Nutzwasserversorgung (Toilettenspilung, Gartenbewasserung oder Betrieb der

Waschmaschine) von Wohngebauden in der Stadtgemeinde Zwettl dienen. Eingeschlossen sind die

jeweiligen Zuleitungen und Entnahmevorrichtungen.
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2.
Art und Hohe des Zuschusses:

Der Zuschuss ist einmalig und nicht riickzahlbar. Der Zuschuss betragt 10 %

a) der Anschaffungskosten (ohne Arbeitskosten) eines Regenwasserauffangbehalters samt
Zuleitung und Entnahmevorrichtung,

b) der Ausgaben (ohne Arbeitskosten) fur die Umwandlung von vorhandenen Senkgruben im Zuge
des Kanalbaues in Regenwasserauffangbehéalter samt Zuleitung und
Entnahmevorrichtung

héchstens jedoch € 365,-- .

3.
Persdnliche Voraussetzungen der Zuschusswerber:

a) Zuschusswerber kénnen Wohnhauseigentimer sein, die ihren Hauptwohnsitz in der
Stadtgemeinde Zwettl-NO haben oder diesen in der Stadtgemeinde Zwettl-NO begriinden
wollen.

b) Die Liegenschaft, auf der sich der geférderte Regenwasserauffangbehalter befindet, muss vom
Zuschusswerber nach Inbetriebnahme der geférderten Anlage ganzjahrig bewohnt werden.

4.
) Sonstige Voraussetzungen:
Die Bestimmungen der NO Bauordnung und der NO Bautechnikverordnung sind einzuhalten.
Voraussetzung fur die Forderungsgewahrung ist die Erstattung einer Bauanzeige.

5.

Ansuchen:
Der Zuschuss wird nur tber schriftliches Ansuchen gewahrt. Das Ansuchen ist binnen sechs
Monaten ab Datum der Rechnung Uber die Lieferung der Materialien einzubringen. Dem Ansuchen
ist als Nachweis die saldierte Rechnung hierfiir beizuschlieRen. Die Anschaffungskosten der
foérderbaren Anlagenteile missen daraus hervorgehen.
Auf Verlangen der Gemeinde sind dem Ansuchen Bestatigungen Uber die technische Ausfihrung
anzuschliel3en.

6.
Rechtsanspruch:
Der Zuschusswerber nimmt zur Kenntnis, dass auf die Gewahrung eines Zuschusses kein
Rechtsanspruch besteht und die gegenstandlichen Richtlinien vom Gemeinderat jederzeit
aufgehoben oder geandert werden kénnen.

7.
Genehmigung:
Die Genehmigung der einzelnen Zuschussansuchen ist — sofern sie diesen Richtlinien
entsprechen - nach den Bestimmungen der NO Gemeindeordnung dem Biirgermeister
vorbehalten; dem Stadtrat obliegt es, in Einzelféllen diese Richtlinien entsprechend zu
interpretieren. Die Zuschussgewéahrung anderer, nicht unter Punkt. 1. angefthrter
Regenwasserauffanganlagen obliegt dem Gemeinderat.

8.
Auszahlung:
Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach Genehmigung durch den Blrgermeister auf ein
Konto des Zuschusswerbers oder in bar an den Zuschusswerber.

9.
Widerruf der Férderung:
Die Gemeinde behélt sich das Recht vor, eine bereits gewédhrte Férderung zu widerrufen, wenn
sich nachtraglich herausstellt, dass nicht alle Voraussetzungen fir die Férderung im Sinne dieser
Richtlinien erfullt wurden. Im Falle des Widerrufes ist die Foérderung binnen einem Monat nach
nachweislicher Zustellung des Widerrufes an die Stadtgemeinde Zwettl-NO zuriickzuzahlen.
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10.
Inkrafttreten und Gultigkeit:
Diese Richtlinien gelten ab der Beschlussfassung durch den Gemeinderat bis 31.12.2005 und sind
auf alle bis 31.12.2005 einlangenden Ansuchen fur nach dem 16. September 2002 errichtete bzw.
umgestaltete Regenwasserauffangbehalter anzuwenden.

GR Erich B6hm bezeichnet diese MalRnahme als ,einen Schritt in die richtige Richtung” spricht
StR. Erwin Engelmayr ein grof3es Lob aus, weil mit diesem Beschluss eine langjahrige Forderung
seiner Fraktion erfullt wird.

Einstimmig genehmigt.

17. A.6. Krankenhaus, Zu- und Umbau, Grundsatziibereinkommen zwischen Gemeinde,
Land Niederdsterreich, Landesbank-Hypothekenbank AG und NO. HYPO
Leasinggesellschaft m.b.H. (ZI. 551-1)

Fur die Durchfihrung des Krankenhaus-Zu- und Umbaues ist der Abschluss eines
Grundsatziibereinkommens zwischen der Gemeinde und dem Land Niederdsterreich einerseits
und der NO. Landesbank-Hypothekenbank AG und der NO. Hypo Leasinggesellschaft m.b.H.
erforderlich, mit dem die rechtlichen Grundlagen fur die Durchfihrung und Finanzierung des
Krankenhaus- Um- und Zubaues geschaffen werden und die gegenseitigen Rechte und Pflichten
geregelt werden.

Der Entwurf wurde der Gemeinde am 3.9.2002 tUbermittelt; er wurde von den Landesstellen gepruft
und auf Grund des Ergebnisses der Baubeiratssitzung vom 4.9.2002 tberarbeitet.

Die Endfassung des Grundsatziibereinkommens wurde den Gemeinderatsklubs Gibermittelt und
liegt dem Protokoll bei. StR Doz. Dr. Manfred Weissinger beantragt die Genehmigung.

GR Erwin Reiter erklart, dass seine Fraktion schon einmal dagegen gestimmt habe und daher
auch heute nicht zustimmen werde.

Das Grundsatziibereinkommen wird mit 2 Gegenstimmen der FPO und 3 Stimmenthaltungen
(BFZ), welche gemaR § 51 der NO Gemeindeordnung als Ablehnung gelten, sohin

mit funf Gegenstimmen genehmigt.

18. Franz und Daniela Helmreich, Moidrams, Ansuchen um Auflassung und Kauf einer
Teilfldche des 6ffentlichen Gutes Parz.Nr. 1170/4 der KG Moidrams (ZI. 612-5)

Franz und Daniela Helmreich, Moidrams 30, ersuchen um Auflassung und kaufliche Uberlassung
einer ca. 65 m2 grof3en Teilfliche des offentlichen Gutes Parz. Nr. 1170/4 der EZ. 143 in der KG
Moidrams. Es handelt sich um eine Teilflache im Hintausbereich der von ihnen erworbenen
Liegenschaft Moidrams 15 (vormals Floh), fur die — dem Vernehmen nach - kein Verkehrsbeddrfnis
besteht. Das diesbeziigliche Auflassungsverfahren wurde eingeleitet.

Vorbehaltlich einlangender Stellungnahmen wird beantragt, die Auflassung und den Grundverkauf

zu folgenden Bedingungen zu genehmigen:

a) Der Kaufpreis betragt € 4,--/m2;

b) alle mit dem Kauf und der grundbiicherlichen Durchfiihrung verbundenen Kosten, Geblhren
und Abgaben welcher Art auch immer einschlief3lich der Vermessung haben die K&ufer zu
tragen.

Weiters wird die Erlassung einer Verordnung gem. § 6 Abs. 2 des NO StraRengesetzes 1999

dahingehend beantragt, dass die kaufgegenstandliche Flache als Gemeindestrafie aufgelassen

wird.

Der Stadtrat beantragt die Genehmigung.

Einstimmig genehmigt.
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19. Grundtausch mit Josef und Johanna Miuller, Koblhof 1, zwecks Errichtung eines
Wartehauses (ZI. 640-4)

Das auf dem Privatgrundsttick Nr. 50, EZ 1 (Eigentimer: Josef und Johanna Mdller, Koblhof 1)
befindliche Waaghaus soll in eine Buswartehaus umgestaltet werden. Hieflr ist es erforderlich, im
Tauschwege den erforderlichen Teil des Grundstticks Nr. 50 im Ausmald von ca. 75 m2 von den
Ehegatten Miiller zu erwerben, wobei die Gemeinde insgesamt flachengleiche Teilflachen vom
gemeindeeigenen Grundstiick Nr. 41/1 der EZ. 11 an die Ehegatten Miller abgibt.
Der Stadtrat beantragt, den Grundtausch zu folgenden Bedingungen zu genehmigen:
a) Der Grundtausch erfolgt flachen- und wertgleich, die genauen Flachenausmafie ergeben sich
nach Baudurchfihrung und Vermessung;
b) alle mit dem Tausch, der Vermessung und der grundbicherlichen Durchfiihrung verbundenen
Kosten und Abgaben tragt die Gemeinde;
c) gegen die Verbiicherung nach den Sonderbestimmungen des Liegenschaftsteilungsgesetzes
wird kein Einwand erhoben.
Weiters wird die Genehmigung beantragt, mit den Ehegatten Muller eine Vorvereinbarung
vorstehenden Inhaltes abzuschlieRen.
Einstimmig genehmigt.

20. Josef Tuchler, 3924 Niederneustift 5, Grundkauf (Zl. 840-3)

Josef Tuchler sen., 3924 Niederneustift 5, ersucht um kéaufliche Uberlassung des im neuen
Siedlungsgebiet in Niederneustift gelegenen Baugrundstiicks Parz.Nr. 692/3 der EZ. 285 im
Ausmalf von 800 m2.

Der Stadtrat beantragt, den Grundverkauf zu folgenden Bedingungen zu genehmigen:

c) Der Kaufpreis betragt € 3.488.- und ist binnen 2 Wochen nach Vertragsunterfertigung zu
entrichten;

d) der Gemeinde ist ein grundblcherlich einzuverleibendes Wiederkaufsrecht fur den Fall
einzurdumen, dass auf dem Kaufgrundsttick nicht innerhalb von 5 Jahren wenigsten der
Rohbau eines Hauses errichtet wird,;

e) der Gemeinde ist ein grundblcherlich einzuverleibendes Vorkaufsrecht einzurdumen;

f) alle mit dem Kauf und der grundbiicherlichen Durchfiihrung verbundenen Kosten, Gebihren
und Abgaben welcher Art auch immer hat der Kaufer zu tragen.

Einstimmig genehmigt.

21. Silvester Goschl, 3533 Kleinschdnau 17; Verlangerung des Pachtvertrages (Z|. 840-)4

Der mit Herrn Silvester Goschl, 3533 Kleinschdnau 17, abgeschlossene Pachtvertrag tber die
Verpachtung eines Teiles des gemeindeeigenen Grundstiickes Parz. Nr. 1605 der EZ 21 der KG
Eschabruck im Ausmalf3 von 1,10 ha lauft am 30. September 2002 aus.

Der Stadtrat beantragt, das Grundstiick an ihn zu den bisherigen Bedingungen, beginnend mit

1. Oktober 2002 auf die Dauer von 5 Jahren zum jahrlichen Pachtzins von € 119,91 zu verpachten.

Einstimmig genehmigt.

22. Klaranlage Rieggers, Auftragsvergabe (ZI. 8512)

Der Kanalbau in Rieggers war erst nach Forderungszusage durch die NO Landesregierung
geplant. Nunmehr gibt es aber eine Sonderfinanzaktion der NO Landesregierung in Hohe von 5 %,
bei vorgezogenen Bauvorhaben. Rieggers wirde bei Baubeginn im heurigen Jahr in diese
Sonderfinanzaktion hineinfallen.
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Da in Rieggers die Erneuerung der Stral3e geplant ist, und die Kanalisationsarbeiten naturgemaf
vorher durchgefuihrt werden mussen, wurde bereits eine Ausschreibung durchgefihrt und die
gepriften Unterlagen werden bis zur Gemeinderatssitzung vorliegen.

Wahrscheinlicher Baubeginn wird der Herbst 2002 sein.

Der Stadtrat beantragt, die Arbeiten fir die Kanalisation in Rieggers an den aus der Ausschreibung
hervorgehenden Bestbieter im Gemeinderat zu vergeben.

Die durchgefiihrte Ausschreibung beinhaltet die Leistungen zur Errichtung der Kanalisation durch
die Gemeinde sowie der Wasser- und Stromversorgung durch die EVN und brachte nach erfolgter
Prifung folgendes Ergebnis:

Fa. Swietelsky € 849.223,09 (Bestbieter)
Fa. Strabag AG € 883.585,65
Fa. Alpine Mayreder € 926.117,61
Fa. Lauggas € 947.533,23
Fa. Leihausl KG € 975.295,90
Fa. TeamBau € 1.436.601,53

Nach Aufteilung des Bestbieteroffertes in die einzelnen Vorhaben betragt die Vergabesumme fiir
die Kanalisation in der KG Rieggers € 556.503,-- exkl. USt.
StR. Erwin Engelmayr beantragt, die Vergabe an die Fa. Swietelsky, Rudmanns.

Einstimmig genehmigt.

23. Anderung der Kanalabgabenordnung (ZI. 8517)

Aufgrund der Errichtung der Schmutzwasserkanalisation Wolfsberg ist es erforderlich, die
Kanalabgabenordnung entsprechend anzupassen. Der Einheitssatz fiir die Berechnung der
Kanaleinmiindungsabgabe fir die Schmutzwasserkanalisation in Wolfsberg soll mit

€ 10,90 und der Einheitssatz fur die laufende Kanalbenitzungsgebiihr mit € 1,69 festgesetzt
werden. Alle Gbrigen Gebiuhrensétze und sonstigen Bestimmungen der bisherigen Verordnung
bleiben unverandert. Es wird daher beantragt, nachstehende Verordnung zu beschliel3en:

VERORDNUNG

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Zwettl-NO vom .................
ZI. 8510-0 - 8518-0, mit der die KANALABGABENORDNUNG geandert W|rd

Die Verordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Zwettl-NO vom 24. Marz 1998,
ZI. 8510-0 bis 8516-0, in der Fassung der Verordnung vom 25. Marz 1999, 6. Oktober 1999 u.
27. Juli 2000 betreffend die Erlassung einer Kanalabgabenordnung, wird abgeandert wie folgt:

l.
8 1 (Kanaleinmiindungsabgabe) Abs. 9 hat zu lauten:

9. Der Einheitssatz fur die Berechnung der Kanaleinmiindungsabgabe fiir die Einmindung in den
offentlichen Schmutzwasserkanal Wolfsberg wird mit 4,43 v.H. der auf einen Langenmeter
entfallenden Baukosten (€ 246,09), d.i. mit € 10,90 festgesetzt.

GemaR § 6 Abs. 2 des NO Kanalgesetzes wird fir die Ermittlung des Einheitssatzes eine Bau-
kostensumme von € 350.430,04 und eine Gesamtlange des Kanalnetzes von 1.424 Ifm zu-
grundegelegt.

8 5 (Kanalbenuitzungsgebihren) Abs. (8) hat zu lauten:
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(8) Schmutzwasserkanal der Abwasserbeseitigungsanlage Wolfsberg:
Einheitssatz mit €1,69

Il.
SchluR3bestimmung

GemaR § 11 NO Kanalgesetz 1977 wird diese Kanalabgabenordnung mit dem Monatsersten
wirksam, der dem Ablauf der zweiwdchigen Kundmachungsfrist zunachst folgt, d.i. der
1. Oktober 2002.

Der Stadtrat beantragt die Genehmigung.
Einstimmig genehmigt.

24. Abfallwirtschaft; Beitritt zum Gemeindeverband fiir Abgabeneinhebung und
Millbeseitiqung Bezirk Zwettl (ZI. 852)

Die Stadtgemeinde Zwettl-NO arbeitet seit dem Jahr 1982 in einigen Bereichen der Abfallwirtschaft
mit dem Gemeindeverband fir Abgabeneinhebung und Millbeseitigung Bezirk Zwettl zusammen.
So wurde ab diesem Zeitpunkt die Abfuhr und Beseitigung der Abfalle sowie aus Férderungs-
grinden die Anschaffung der MullgefaRe dem Verband Ubertragen. Mit 1. Janner 1995 wurde auch
die Behandlung von Altpapier und die der Verpackungsverordnung unterliegenden Verpackungen
dem Gemeindeverband lbertragen.

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten dieser Zusammenarbeit sind in privatrechtlichen
Vereinbarungen, die jeweils fir einen bestimmten Zeitraum abgeschlossen wurden, geregelt. Die
derzeitige Vereinbarung lauft per 31. Janner 2005 aus.

Mit Schreiben vom 20. Juni 2002 hat der Gemeindeverband fir Abgabeneinhebung und
Mullbeseitigung Bezirk Zwettl der Stadtgemeinde Zwettl angeboten, ihrem Verband als Vollmitglied
beizutreten.

Wenn die Gemeinde Zwettl dem Verband nicht beitritt, hatte die Stadtgemeinde Zwettl-NO ab dem
Jahr 2005 auch die nunmehr teilweise bereits rund zwanzig Jahre dem Verband Ubertragenen
Aufgaben wieder selbst wahrzunehmen.

Im wesentlichen misste die Gemeinde Zwettl selbst eine Firma mit der Abfuhr der Container
beauftragen, hatte fiir eine gesetzeskonforme Behandlung der Abfalle zu sorgen sowie die
Verhandlungen mit den Branchenrecyclingsgesellschaften tiber Kostenersatze fir Leistungen auf
Grund der Verpackungsverordnung selbst zu fiihren.

Auf Grund der ab 2004 in Kraft tretenden neuen Deponieverordnung darf Rest- und Sperrmill nur
mehr nach Vorbehandlung deponiert werden, weshalb die kostenginstigste Entsorgungsmaglich-
keit fur diese Abfalle die Verbrennung sein wird.

Im Jahr 1996 wurde von niederosterreichischen Abfallwirtschaftsverbanden die NO BAWU (NO
Beteiligungsgesellschaft fur Abfallwirtschaft und Umweltschutz) gegriindet. Gegenstand dieser
Gesellschaft ist neben anderen Aufgaben auch die Beteiligung an Gesellschaften zur Planung,
Errichtung und zum Betrieb von Anlagen zur thermischen Verwertung von Abfall.

Die NO BAWU ist eine Gesellschaft m.b.H., an der 19 niederdsterreichische Abfallwirtschafts-
verbande und die Statutarstadt Krems Gesellschaftsanteile erworben haben. Diese Gesellschaft
Ubernimmt spatestens ab dem Jahr 2004 von ihren Gesellschaftern den zu verbrennenden Rest-
und Sperrmull und hat fir eine gesetzeskonforme Entsorgung einen auf 15 Jahre laufenden
Vertrag mit der AVN, (Abfallverwertung NiederOsterreich Ges.mbH.), der kiinftigen Betreiberin der
derzeit in Bau befindlichen Mullverbrennungsanlage Zwentendorf/Dirnrohr, abgeschlossen.

Der Gemeindeverband fir Abgabeneinhebung und Millbeseitigung Bezirk Zwettl hat fur die
Einwohner des Bezirkes Zwettl Gesellschaftsanteile erworben und daher die Méglichkeit, den
anfallenden Rest- und Sperrmll ber die NO BAWU einer kostengtinstigen Verbrennung
zuzufuhren.

Da die Stadtgemeinde Zwettl-NO nicht selbst Gesellschafter der NO BAWU ist, besteht diese
Mdoglichkeit fir die Gemeinde Zwettl alleine nicht, weshalb eine kostengiinstige und gesicherte
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Entsorgungsmaglichkeit fir Rest- und Sperrmill ab dem Jahr 2005 nach heutigem Wissensstand
nicht als gesichert angesehen werden kann.

Der Stadtrat beantragt, dem Gemeindeverband fur Abfallwirtschaft und Mullbeseitigung Bezirk
Zwettl mit Wirkung per 1. Janner 2004 als Vollmitglied beizutreten und diesem die Vollziehung des
NO Abfallwirtschaftsgesetzes 1992, LGBI. 8240 und des Abfallwirtschaftsgesetzes, BGBI.Nr.
325/1990, zu Ubertragen.

Die BFZ-Gemeinderate Bruno Gorski und Gerhard Stanik geben zu bedenken, dass ein
Vertragsentwurf sowie eine Einschatzung der finanziellen Auswirkungen fur die Bevolkerung fehlen
und auch sonst noch viele Dinge unklar seien. GR Stanik meint, dass der Beitritt noch viele
Probleme aufwerfen werde und fuihrt beispielhaft die Situierung des Logistikzentrums und die
Verkehrserregung an. Er bezeichnet den vom Abfallwirtschaftsverband ausgetbten Druck als
.Kleine Erpressung”. GR Gorski stellt den Antrag, die Entscheidung bis zur ndchsten Sitzung zu
vertagen.

GR Erich Bohm ist der Meinung, dass als Verladestandort der Bahnanschluss beim Raiffeisen
Lagerhaus am Galgenberg sehr gunstig ware. Die Festlegung der Tarife werde noch
Verhandlungen bedtrfen und erklart, dass das den Zwettler Birgern bisher gebotene Service nicht
beeintrachtigt werden durfe.

StR. Erwin Engelmayr nimmt dahingehend Stellung, dass der Standort Lagerhaus/Galgenberg fir
die Verladestation bereits geprtft wurde und wegen des mangelnden Platzangebotes ausscheide.
Biurgermeister OkR. Franz Pruckner erklart, dass weder der Verband noch die Gemeinde wisse,
welche Situation sich 2004 ergeben werden und stellt fest, dass seitens der Gemeinde als
Umladestation der Bahnhof Kleinschdonau forciert werde. Da flr das ganze Waldviertel nur eine
Sammelstelle vorgesehen ist, wiirde das fiir Zwettl, sollte der Standort nicht in unserer Gemeinde
sein, den Verlust von ca. 10. Arbeitsplatzen bedeuten.

Der Antrag von GR Gorski wird mit 3 Pro-Stimmen (BFZ) und 29 Gegenstimmen (OVP, SPO und
FPO) abgelehnt.

Der Antrag des Stadtrates wird sodann mit 1 Gegenstimme (GR Bruno Gorski, BFZ) genehmigt.

25. Vermietung der Wohnung Nr. 1 im Gemeindehaus GrofRglobnitz 58 (ZI. 853)

Da der Mieter der Wohnung Nr. 1 im Erdgeschoss des Gemeindehauses Grol3globnitz 58 den
Mietvertrag gekindigt hat, ist diese Wohnung neu zu vergeben.

Diese Wohnung mit einer Grél3e von 76,80 m2 besteht aus Kiiche, Wohnzimmer, Schlafzimmer,
Kabinett, einem Vorraum und Dusche/WC. Die Wohnung ist an die gemeinsame Ol-Zentral-
heizung angeschlossen.

Nach den Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes kann diese Wohnung zu einem angemessenen
Mietzins vermietet werden.

Es wird beantragt, die gegenstandliche Wohnung zu einem monatlichen Mietzins von € 235,00
netto, zuztglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer (derzeit 10 %), der anteiligen Betriebskosten (88
21, 22 und 24 MRG) und Heizkosten, zu vermieten.

Der Mietzins wird auf den von der Bundesanstalt Statistik Austria verlautbarten monatlichen Index
der Verbraucherpreise 2000 wertbezogen, wobei Schwankungen bis ausschlie3lich 5 % nach oben
oder unten unberticksichtigt bleiben. Bei Uberschreitung wird jedoch die gesamte Veranderung voll
bericksichtigt und die neue Indexzahl bildet die Ausgangsgrundlage fir die Errechnung der
weiteren Uberschreitungen.

Die fir eine Wohnung dieser Art und GroRRe vorgemerkten Wohnungswerber werden von der
Vermietungsabsicht informiert.

Diese Vermietung wurde Wohnungssuchenden zur Kenntnis gebracht, die auch eine
Gemeindewohnung in einer Katastralgemeinde mieten méchten.

Fur diese Wohnung gibt es nur eine Bewerbung:

Thomas BURGER u. Kerstin GATTERWE, Stiftergasse 1/16, 3950 Gmiind

Die Vergabe der Wohnung an Thomas Burger und Kerstin Gatterwe wird einstimmig genehmigt.

26. SEGNEANU Julian, 3910 GroRRglobnitz 58; teilw. Nachsicht der Kiindigungsfrist (ZI. 8530)
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Hr. Segneanu, Mieter der Wohnung Nr. 1 im Gemeindehaus Grof3globnitz 58, hat mit Schreiben
vom 26. Aug. 2002 seinen Mietvertrag vom 28.03.2001 per 30. September 2002 gekindigt und
gleichzeitig ersucht, die vereinbarte Kiindigungsfrist teilweise (Oktober u. November 2002)
nachzusehen.
Hr. Segneanu begriindet sein Ansuchen damit, dass er wegen einer kurzfristig gefundenen neuen
Arbeitstelle nach Wien Ubersiedeln muss und daher die Kiindigungsfrist nur teilweise einhalten
kann.
Sollte die Gemeindewohnung ohne Unterbrechung weitervermietet werden kénnen, beantragt
StR. Konrad Kurz, dem Ansuchen statt zu geben, ansonsten soll ein Monat Kiindigungsfrist
nachgesehen werden.

Einstimmig genehmigt.

27. Ankinder Gesellschaft fliir Aussenwerbung, Hoher Markt 12, 1011 Wien:; Kiindigung des
bestehenden Vertrages (ZI. 920-0)

Mit der Firma Ankinder Gesellschaft fir Aussenwerbung, Hoher Markt 12, 1011 Wien, wurde mit
Beschluss des Gemeinderates vom 5. Juni 1953 ein Vertrag abgeschlossen, der diese Firma
berechtigt, auf Privatgrund der Gemeinde sowie offentlichem Grund Plakattafeln aufzustellen.
Dafir erhalt die Gemeinde ein Entgelt von 10 % des mit diesen Werbetafeln erzielten Umsatzes.
Dieser Vertrag lauft bis 31. Mai 2003 und wirde sich wiederum um finf Jahre verlangern, sofern er
nicht sechs Monate vor diesem Termin gekiindigt wird. Um diese Grundstiicksbeniitzungen auf
eine neue rechtliche Basis (NO Gebrauchsabgabegesetz bzw. neuer privatrechtlicher Vertrag) zu
stellen, beantragt der Burgermeister, diesen Vertrag mit Wirkung per 31. Mai 2003 zu kiindigen.
Die Anfrage von GR Stanik erklart der Birgermeister, dass mit mehreren Werbeunternehmen
Verhandlungen gefiihrt werden sollen.

Einstimmig genehmigt.

28. Bezirksaktion ,Hochwasserhilfe — Gemeinden helfen“, Gemeindebeitrag (ZI. 170-3)

Weite Teile unseres Bezirkes wurden durch eine Jahrhunderthochwasserkatastrophe schwer
getroffen. Neben groRen Schaden, die an der kommunalen Infrastruktur in den Gemeinden
entstanden sind und bewaltigt werden muissen, sind auch viele betroffene Biirger in eine
existenzbedrohliche Lage geraten.

In dieser Ausnahmesituation ist auch die Solidaritat der Gemeinden mit den betroffenen Birgern
eine Selbstverstandlichkeit. Bei einer Besprechung der Birgermeister des Bezirkes wurde
vorbehaltlich der Zustimmung der Gemeinderate beschlossen, einen Betrag von € 2,-- je
Einwohner der Gemeinde den am schwersten betroffenen Hausbesitzern im Bezirk Zwettl zur
Verfligung zu stellen.

Dieses Geld soll jenen Betroffenen zu Gute kommen, wo Wohnraum, Betriebs- und
Geschaftslokale vom Hochwasser beschadigt wurden. Die Verteilung der aufgebrachten Mittel
erfolgt Uber die Bezirkshauptmannschaft Zwettl. Basis fur die Zuerkennung der Unterstiitzung ist
der durch die offizielle Schadenerhebungskommission festgestellt und durch den
Katastrophenfond bestétigte Schaden.

Der Birgermeister beantragt, den Betrag von € 22.854,-- fir diesen Zweck zur Verfigung zu
stellen.

Einstimmig genehmigt.

29. Kunsteisbahn Zwettl; Auftragsvergaben zur Wiedererrichtung (ZI. 264-1)
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Die Kunsteisbahn Zwettl wurde bei der Hochwasserkatastrophe im August 2002 schwerst in
Mitleidenschaft gezogen. Um in der Saison 2002/2003 den Eislaufbetrieb zu gewahrleisten sind
Erd-, Baumeister- und Asphaltierungsarbeiten, die Erneuerung des Bandensystems und des
Mattenfeldes, die Reparatur des Kélteaggregates, die Wiederherstellung der Elektroinstallationen,
sowie die Instandsetzung der Heizungs- und Sanitaranlagen erforderlich. Die zu tatigenden
Investitionen werden sich insgesamt auf rund € 320.000,-- excl. USt. belaufen.

In diesem Zusammenhang sollen auf Grund der vorliegenden Angebote folgende Gewerke und
Leistungen an den jeweiligen Bestbieter vergeben werden:

a) Heizungs- und Sanitarinstallationen:

Lux Ges.m.b.H., Zwettl € 10.759,10 excl. USt. (Bestbieter)
Jagsch, Zwettl € 11.215,10 excl. USt.

b) Elektroinstallationen:
Ing. E. Mengl Ges.m.b.H., Zwettl € 49.479,00 excl. USt. (Bestbieter)
Raiffeisen Lagerhaus Zwettl € 51.593,00 excl. USt.

c) Kollektorfeld, Bandensystem und Revision der Kalteanlage (rund € 207.000,-- netto):
Fur diese Leistungen liegt derzeit nur ein Angebot der Firma Lugauer GmbH, Zwettl, vor.
Nach Einholung eines Vergleichsangebotes soll die Vergabe an den zu ermittelnden
Bestbieter erfolgen.

d) Erd-, Baumeister- und Asphaltierungsarbeiten (rund € 52.000,-- netto):
Zu dem vorliegenden Angebot der Firma Swietelsky Bauges.m.b.H., Zwettl, soll ein
Vergleichsangebot eingeholt und der Auftrag an den zu ermittelnden Bestbieter vergeben
werden.

Diese Investitionen sind im Voranschlag 2002 nicht vorgesehen; die Bedeckung soll im
Nachtragsvoranschlag durch Umschichtungen noch nicht verplanter Mittel erfolgen.
Dazu ist anzumerken, dass von einer teilweisen Refinanzierung aus Katastrophenmitteln
auszugehen ist.

StR. Mag. Werner Reilinger beantragt, der Gemeinderat mége der Wiedererrichtung der
Kunsteisbahn mit einem Kostenrahmen von rund € 320.000,-- netto zustimmen und die ermittelten
bzw. noch zu ermittelnden Bestbieter mit den Materiallieferungen und Arbeitsleistungen
beauftragen, damit der Eislaufbetrieb in der kommenden Saison gewahrleistet werden kann.

GR Erich B6hm aullerst seine Bedenken gegen die Vorgangsweise, Auftrage in solcher Hohe mit
einem Dringlichkeitsantrag zu beschlie3en. Die Vergabe hétte bereits in einem zusténdigen
Ausschuss behandelt werden kdnnen.

Der Birgermeister erwidert, dass die Arbeiten flr o.a. Gewerke ausgeschrieben wurden. Die
Vorarbeiten wurden gemacht, es wurden jedoch noch nicht alle Anbote abgegeben. Daher konnte
dieser Punkt noch nicht im Ausschuss behandelt werden. Er verweist weiters darauf, dass die
Prioritat in den letzten Wochen bei den Schadensfeststellungen gelegen sei und ersucht diese
Vorgangsweise in dieser schweren Situation zu tolerieren.

Auf Befragen erklart StR. Mag. Werner Reilinger, dass die Kunsteisbahn zum tblichen Zeitpunkt
wieder in Betrieb gehen soll.

Der Birgermeister gibt seine Absicht bekannt, demnéachst die Gemeindemandatare zu einem
Gesprach einzuladen, um Uber die Prioritdten und weitere Vorgangsweise bei den
Auftragsvergaben zu beraten.

Der Antrag von StR. Mag. Reilinger wird sodann einstimmig genehmigt.

30. A.6. Krankenhaus Zwettl, Zu- und Umbau, Baukosten der 1. Phase, Leistung des
Trageranteiles (ZI. 551-4)

Mit GR-Beschluss vom 16.12.1994, mit dem die Zielplanung fir den Zu- und Umbau des
Krankenhauses Zwettl genehmigt wurde, wurde gleichzeitig auch die Erklarung abgegeben, dass
die Gemeinde bereit ist, alle damit verbundenen Finanzierungsanteile und Kosten gemaf den
damals geltenden Finanzierungsschliisseln zu tragen.
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Dieser GR-Beschluss soll nun dahingehend aktualisiert werden, dass die derzeit fir den Zu- und
Umbau ermittelten Kosten dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht werden und der Gemeinderat
neuerlich die Erklarung zur Tragung des 20%igen Trageranteiles abgibt.

Gemal dem Ergebnis der Baubeiratssitzung vom 4.9.2002 betragen nun die Kosten fir den Zu-
und Umbau des Krankenhauses:

des Zubaues (Neubau) € 22.382.800,00 (ATS 307.995.000,00),
des Umbaues (Altbau) € 13.226.500,00 (ATS 182.000.000,00

des Hubschrauberlandeplatzes € 317.800,00 (ATS 4.373.000,00),
somit insgesamt ger. € 35.927.100,00 (ATS 494.368.000,00).

Gegeniber dem bisher genehmigten Kostenrahmen, valorisiert mit 1.6.2002, von
€ 27.478.000,00 (ATS 378.110.000,00)

ergeben sich somit

Mehrkosten von gerundet € 8.449.000,00 (ATS 116.260.000,00).

Die Mehrkosten wurden von einem Arbeitsteam, bestehend aus NOGUS, Planer und Abt.
Landeshochbau, ermittelt wie folgt:
1. Baugrubenerschwernisse

felsiger Untergrund € 499.700,00 ATS 6.875.000,00
2. Kubaturerhéhungen

Anderungen des Raumprogrammes

durch NO. Standardanpassung von

6-Bettzimmern zu 3-u. 2-Bettzimmern € 5.752.800,00 ATS 79.160.000,00
3. Anpassung an gesetzl. Rahmen-

bedingungen der haustechn.Anlagen

fur Elektro, Brandschutz, Med. Gase,

Kanal € 1.630.100,00 ATS 22.430.000,00
4. Standardanhebung

02 und Vakuumauslasse je Bett,

elektromotorische Krankenbetten

und CT-Bereich € 541.500,00 ATS 7.450.000,00
5. Hygiene
Legionellenbekampfung € 25.000,00 ATS 345.000,00

Da mit einer sofortigen Genehmigung der aufgezeigten Gesamtkostenerhéhung derzeit nicht
gerechnet werden kann, der Baubeginn aber nicht verzégert werden soll, hat der Baubeirat in der
Sitzung am 4.9.2002 empfohlen, das Projekt in folgende Phasen teilen:

Phase 1 — Zubau:

Diese Phase umfasst die Herstellung des neuen Geb&udetraktes (Zubau) wie geplant samt den fur
die Inbetriebnahme notwendigen Schnittstellen zum Altbau, den Hubschrauberlandeplatz und die
bereits beauftragten Planungsleistungen fir die Phase 2;

die Kosten der Phase 1 betragen:

Zubau mit Schnittstellen zum Altbau € 22.382.800,00 ATS 307.995,000,00
Hubschrauberlandeplatz € 318.000,00 ATS 4.373.000,00
Planungsleistungen € 1.200.000,00 ATS 16.500.000,00
insgesamt gerundet € 23.900.800,00 ATS 328.868.000,00

Diese Phase ist durch den bereits bewilligten Kostenrahmen gedeckt, wobei sich noch ein
~Guthaben” fir die nachste Phase von € 3.577,200 (ATS 49.242.000) ergibt.

Die Gesamtkosten der Phase 1 sollen den beschlussfassenden Gremien (GR, Stand. Ausschuss
NOGUS, Landtag) ehestmoglich zur Genehmigung zugeleitet werden.

Phase 2 — Umbau des Altgebaudes:

Parallel zur Baudurchfiihrung der Phase 1 sollen, aufbauend auf die bereits vorliegende Planung,
die erforderlichen Kostenermittiungen durchgefiihrt und die Schritte zur Erlangung der notwendigen
Genehmigungen der Kostentrager (Land, NOKAS, NOGUS, Gemeinde) eingeleitet werden. In den
diesbezlglichen Verhandlungen wird auf die von der Sanitatsaufsichtsbehédrde fiir notwendig
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gehaltenen MalRnahmen und die gesetzten Fristen hinzuweisen sein. Erklartes Ziel ist es, sofort
nach Abschluss der Phase 1 mit der Phase 2 zu beginnen.

Phase 3 — Projekterweiterungen

Hier handelt es sich um folgende Malinahmen:

EDV (bisher kostenmalfig nicht erfasst)

PACS (bisher kostenmalfig nicht erfasst)

Einrichtung MR (bisher kostenmé&Rig nicht erfasst, im Ausbauplan vorgesehen)

Verlegung Aufwachraum (Umbau Intensivmedizin, betriebs- und medizinlogistische Griinde)

Gesamtstandardanpassung Gyn (sanitatsbehordliche Empfehlung)

Dach-Sockel-Fassadensanierung (Empfehlung des Bauphysikers — Vermeidung anstehender
Bauschaden)

Verlegung Sterilisation mit Folgewirkungen (Punkt 34 sanitatsbehdrdliches Errichtungs-
bewilligungsverfahren — Validierbarkeit).

Auch diese MaRnahmen sind, sofern eine Realisierbarkeit im Rahmen des ordentlichen Haushaltes

nicht moglich ist, als eigene(s) Vorhaben zu definieren und einzureichen.

StR Doz. Dr. Manfred Weissinger beantragt, der Gemeinderat wolle nun die vorstehend
aufgezeigte Vorgangsweise zustimmend zur Kenntnis nehmen und erklaren, dass von der
Stadtgemeinde Zwettl-NO. der Trageranteil fir die Phase 1 gemal den geltenden
Finanzierungsrichtlinien des Landes fiir die Errichtung, Umgestaltung oder Erweiterung einer
Krankenanstalt in Hohe von 20 % des Aufwandes (nach Abzug von Zuwendungen Dritter,
ausgenommen solcher des NOKAS) geleistet wird.

GR Gerhard Stanik bemerkt, dass sich die Baukosten innerhalb von wenigen Jahren sehr verteuert
haben.

StR. Doz.Prim.Dr. Manfred Weissinger informiert, dass voraussichtlich am 14. Oktober 2002
Baubeginn sein wird und auch die Verhandlungen zur Realisierung der Phase 2 beginnen.
Uberdies bietet er den Mitgliedern des Gemeinderates jede Information auch auRerhalb von
Ausschusssitzungen an.

Biirgermeister OkR. Franz Pruckner erlautert nochmals die Ursachen fiir die Anderungen im
Bauumfang, Standard und auch hinsichtlich der voraussichtlichen Kosten. Dem Wunsch der
Fraktionen entsprechend, sagt der Blrgermeister zu, dass in Hinkunft alle Fraktionen eine Kopie
der Protokolle tiber die Baubeiratssitzungen zugesandt bekommen werden.

Nach weiteren Wortmeldungen der Gemeinderate Bruno Gorski, Dr. Anton Keppel und GR Erich
Bdhm wird der Antrag von Stadtrat Doz. Dr. Manfred Weissinger mit

3 Stimmenthaltungen (BFZ), welche gemaR § 51 der NO Gemeindeordnung als Ablehnung gelten
und 29 Pro-Stimmen beschlossen.

31. Ausbau und Korrektion der LandesstraRe 71 in Jagenbach; Ankauf bzw. Ablése eines
Teiles der Liegenschaft Jagenbach 23 von Relinde Wally (ZI. 611)

In Zusammenarbeit mit der StralRenverwaltung Zwettl wird derzeit die Ortsdurchfahrt Jagenbach
samt Nebenanlagen saniert bzw. ausgebaut. Im Zuge der Baufuihrung ergibt sich nun die
Mdglichkeit, im Bereich der Liegenschaft Jagenbach 23 eine Engstelle zu beseitigen. Dazu ist es
erforderlich, der Eigentiimerin, Frau Relinde Wally, einen etwa 170 m?2 grof3en Teil des
Grundstuckes Bfl. 24, der EZ 21 der KG Jagenbach samt dem stral3enseitigen Gebaudetrakt
abzuldsen. Die tatsachlich ablosegegenstandliche Flache wird durch Vermessung ermittelt und
sodann in den LandesstralRengrund miteinbezogen.

Basierend auf einem Bewertungsgutachten des Gebietsbauamtes Krems soll der Abldse- bzw.
Kaufpreis € 38.461,42 betragen.

Frau Wally gewéhrleistet die lastenfreie Ubergabe und tritt an die Gemeinde eine zu erwartende
Versicherungsleistung in Hohe von € 11.000,-- ab. Uberdies hat das Land Niederdsterreich in
Aussicht gestellt, sich mit 40 %, das sind € 15.384,57, am Kaufpreis zu beteiligen, sodass der
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effektiv auf die Gemeinde entfallende Abldse- bzw. Kaufpreis voraussichtlich € 12.076,85 betragen
wird.

Die Kosten der Vermarkung, Vermessung und grundbiicherlichen Durchfiihrung werden vom Land
Niedero6sterreich getragen.

Um flr die Verkehrsteilnehmer eine wesentliche Erhéhung der Verkehrssicherheit zu erreichen,
beantragt StR. Franz Edelmaier, den genannten Grundstiicks- und Gebaudeteil kauflich zu
erwerben.

Einstimmig genehmigt.

32. Vermietung der Mansardenwohnung Nr. 5 im Feuerwehrwohnhaus Kremserstr. 9

(Z1. 853)

Auf Grund des Wohnungswechsels von Herrn Thomas Weidenauer kann die bisher an ihn
vermietete Wohnung Nr. 5 in der Mansarde des Feuerwehrwohnhauses neu vergeben werden.
Diese Wohnung soll wieder an einen Mieter vergeben werden, der aktiven Dienst bei der
Feuerwehr Zwettl leistet.
Es liegt ein Ansuchen von Herrn Maria Kihhas, Miuhlgrabengasse 20, 3910 Zwettl, um Vermietung
dieser Wohnung vor. Hr. Kiihas ist seit 1996 bei der Freiw. Feuerwehr Zwettl und bekleidet das
Amt des Jugendfiihrers. Seitens des Kommandanten der Feuerwehr Zwettl Herrn OBR. Ing.
Brandstotter wird die Wohnungsvergabe an Hr. Kilhhas beflirwortet.
Die Wohnung im Ausmalf von 66,80 m? besteht aus Kiiche, 2 Zimmer, Vorraum, Bad und WC und
ist mit einer Gas-Etagenheizung ausgestattet. Sie soll zum angemessenen Hauptmietzins von
monatlich € 180,000 netto (= € 2,70 pro m2 Nutzflache), zuzuglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer
und Betriebskosten (88 21, 22 und 24 MRG), vermietet werden.
Der Mietzins wird auf den von der Bundesanstalt Statistik Osterreich verlautbarten monatlichen
Index der Verbraucherpreise 2000 wertbezogen, wobei Schwankungen bis ausschliel3lich 5 % nach
oben oder unten unbericksichtigt bleiben. Bei Uberschreitung wird jedoch die gesamte
Veranderung voll berticksichtigt und die neue Indexzahl bildet die Ausgangsgrundlage fir die
Errechnung der weiteren Uberschreitungen.
Im Mietvertrag soll gemaR3 § 30 Abs. 2 Ziffer 13 des Mietrechtsgesetzes vereinbart werden, dass
die Vermieterin zur Kiindigung des Mietvertrages berechtigt ist, wenn der Mieter nicht mehr aktiven
Dienst bei der Freiwilligen Feuerwehr Zwettl leistet. Der Begriff "aktiver Dienst" wird wie folgt
definiert: a) Laufende Teilnahme an Einsatzen nach Mal3gabe des Berufes

b) Laufende Teilnahme an Ubungen und Ausbildungen

c) Telefon- und Funkbetreuung im Bedarfsfall

d) Betreuung der TUS-Anlage

StR. Konrad Kurz beantragt, die Wohnung an Hr. Mario Kiihhas, Mihlgrabengasse 20, 3910 Zwettl,
zu den vorgenannten Bedingungen zu vermieten.

Einstimmig genehmigt.

33. Vermietung der Wohnung Nr. 2 im Feuerwehrwohnhaus Kremserstr. 9 (ZI. 853)

Die von Herrn Florian Graf gekiindigte Wohnung Nr. 2 im Erdgeschoss des
Feuerwehrwohnhauses kann neu vergeben werden.

Diese Wohnung soll wieder an einen Mieter vergeben werden, der aktiven Dienst bei der
Feuerwehr Zwettl leistet. Es liegt ein Ansuchen von Herrn Thomas Weidenauer, Mieter einer
Mansardenwohnung im Feuerwehrwohnhaus, um Vermietung dieser gréReren Wohnung ab 1.
Oktober 2002 vor, wobei er mit gleicher Wirksamkeit seine bisherige Wohnung kiindigt und
zurlickgibt. Herr Weidenauer arbeitet aktiv bei der Feuerwehr Zwettl mit. Seitens des
Kommandanten der Feuerwehr Zwettl Herrn OBR. Ing. Brandstétter wird diese Wohnungsvergabe
an Herrn Weidenauer befirwortet.
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Die Wohnung im Ausmal3 von 86,50 m? besteht aus Kiiche, 3 Zimmer, Vorraum, Abstellraum, Bad
und WC und ist mit einer Gas-Etagenheizung ausgestattet. Sie soll zum angemessenen
Hauptmietzins von monatlich € 233,00 netto (= € 2,70 pro m2 Nutzflache), zuziglich der
gesetzlichen Mehrwertsteuer und Betriebskosten (88 21, 22 und 24 MRG), vermietet werden.
Der Mietzins wird auf den von der Bundesanstalt Statistik Osterreich verlautbarten monatlichen
Index der Verbraucherpreise 2000 wertbezogen, wobei Schwankungen bis ausschlief3lich 5 % nach
oben oder unten unberiicksichtigt bleiben. Bei Uberschreitung wird jedoch die gesamte
Veréanderung voll beriicksichtigt und die neue Indexzahl bildet die Ausgangsgrundlage fir die
Errechnung der weiteren Uberschreitungen.
Im Mietvertrag soll gemaR3 § 30 Abs. 2 Ziffer 13 des Mietrechtsgesetzes vereinbart werden, dass
die Vermieterin zur Kiindigung des Mietvertrages berechtigt ist, wenn der Mieter nicht mehr aktiven
Dienst bei der Freiwilligen Feuerwehr Zwettl leistet. Der Begriff "aktiver Dienst" wird wie folgt
definiert: a) Laufende Teilnahme an Einsatzen nach MaRRgabe des Berufes

b) Laufende Teilnahme an Ubungen und Ausbildungen

c) Telefon- und Funkbetreuung im Bedarfsfall

d) Betreuung der TUS-Anlage

StR. Konrad Kurz beantragt, die Wohnung Nr. 2 an Herrn Thomas Weidenauer zu den
vorgenannten Bedingungen zu vermieten und gleichzeitig die Kiindigung seiner bisherigen
Wohnung (Nr. 5) zur Kenntnis zu nhehmen.

Einstimmig genehmigt.

34. GRAF Florian, Kremserstr. 9, 3910 Zwettl, teilw. Nachsicht der Kiindigungsfrist (ZI. 8530)

Hr. Graf, Mieter der Wohnung Nr. 2 im Feuerwehrwohnhaus Zwettl, hat mit Schreiben vom 19.
Aug. 2002 seinen Mietvertrag vom 22.07.2000 per 1. September 2002 gekindigt und gleichzeitig
ersucht, die vereinbarte Kiindigungsfrist nachzusehen.

Hr. Graf begriindet sein Ansuchen damit, dass er seit zwei Monaten arbeitslos ist und seine
Lebensgefahrtin sich von ihm getrennt hat, wodurch ihm ein weiteres Bewohnen dieser Wohnung
aus finanziellen Griinden nicht moglich ist.

Sollte diese Gemeindewohnung per 1. Oktober 2002 an einen anderen Interessenten wieder
vermietet werden, beantragt StR. Konrad Kurz, Herrn Graf die Kiindigungsfrist fir die Monate
Oktober und November 2002 nachzusehen.

Einstimmig genehmigt.

35. Biomasse Heizungsforderung, Anderung wegen Hochwasser (DA BFZ)

Das Hochwasser in Zwettl hat viele Olheizungen beschéadigt und dadurch liefen tausende Liter
Heizol in den Kamp. Um diese Verseuchung bei einem neuerlichen Hochwasser zu entscharfen
soll die derzeit bestehende Biomasse-Heizungsforderung abgeandert werden.

Zusétzlich zu der normalen Biomasse-Heizungsforderung soll fir Hochwassergeschadigte (mit
Nachweis) befristet bis 31.12.2002 maximal die doppelte Férderung gewahrt werden — das sind das
maximal € 730,--

Die Dringlichkeit ist gegeben, da die Heizungen demnéchst repariert und erneuert werden muissen.
Nach einer kurzen Debatte an der sich Birgermeister OkR. Franz Pruckner, StR. Erwin

Engelmayr, GR Erich Bohm und GR Bruno Gorski beteiligen wird der Antrag auf befristete
Hoherférderung ohne Anderung der Férderungsrichtlinien einstimmig genehmigt.

36. Resolution fur ein Zuriickstellen des Projektes , Schaffung einer leistungsfahigen
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Strallenverbindung aus dem Raum Zwettl in den Raum Budweis (Waldviertel-Korridor)*

(DA BFZ)

Da das Hochwasser in Zwettl sehr grol3e Schaden nicht nur bei der Bevolkerung sondern auch bei
der Gemeinde-Infrastruktur angerichtet hat ersucht die Stadtgemeinde Zwettl das Land NO und die
zustandigen Stellen das Projekt fur die "Schaffung einer leistungsfahigen StralRenverbindung aus
dem Raum Zwettl in den Raum Budweis (Waldviertel-Korridor)" zuriickzustellen und freiwerdende
Mittel fur die Beseitigung der Hochwasserschéden an der Gemeinde-Infrastruktur (Sportplatz,
Freibad, Eislaufplatz, Hallenbad, Klaranlage, Krankenhaus, ....) zu verwenden.

Begrundung der Dringlichkeit/Resolution:

Da das Hochwasser enorme Schéaden an der Infrastruktur der Gemeinde angerichtet hat und
anzunehmen ist, dass zuwenig Mittel fir die Erneuerung der Einrichtungen vorhanden sind,
mussen Projekte hintangestellt werden um Prioritdten zu schaffen.

Der Birgermeister verdeutlicht die Wichtigkeit des Ausbaus der Infrastuktur und der Zwettler
Umfahrung, welche er massiv vorantreiben wolle. Von ,Transit* zu sprechen sei Panikmache,
beendet werden moge. Zwettl werde nicht auf der Strecke bleiben und er sei auch bereit sich fr
den offentlichen Verkehr einzusetzen.

Der Antrag des Biirgerforums Zwettl wird mit 3 Pro-Stimmen (BFZ) und 29 Gegenstimmen (OVP,
SPO und F) abgelehnt.

Der Birgermeister:

OkKR. Franz Pruckner

Die Protokollprifer:

(GR Erich B6hm) (GR Bruno Gorski ) (GR Erwin Reiter)

Schriftfihrerin:

(Eva Berger)

Uber den nichtoffentlichen Teil der Sitzung wird gemaR § 53, Abs. 7 der NO Gemeindeordnung
1973 ein eigenes Sitzungsprotokoll gefiihrt, welches gesondert abgelegt wird.
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	In der Gemeinderatssitzung am 28.03.2000, Top 13 wurde der Grundwartungsvertrag für die Aufzugsanlage mit der Fa. Otis beschlossen. Da die Laufzeit dieses Vertrages am 31.07.2002 endet, eine periodische Wartung jedoch Vorschrift ist, soll ein neuer Se...
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	Das Hochwasser in Zwettl hat viele Ölheizungen beschädigt und dadurch liefen tausende Liter Heizöl in den Kamp. Um diese Verseuchung bei einem neuerlichen Hochwasser zu entschärfen soll die derzeit bestehende Biomasse-Heizungsförderung abgeändert werden.

